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Unveränderte 
Höchstabzüge 
Säule 3a 
 
Die Höchstbeträge für den 
Steuerabzug Säule 3a blei-
ben im Steuerjahr 2012 
gegenüber 2011 unverän-
dert: Fr. 6'682 für Steuer-
pflichtige mit 2. Säule und 
Fr. 33'408 für Steuer-
pflichtige ohne 2. Säule. ���� 
 

 

Anpassung des 
BVG-Mindestzins-
satzes 
 
Der Bundesrat hat be-
schlossen, den Mindest-
zinssatz von bisher 2% per 
1. Januar 2012 auf 1.5% 
zu senken.  
 
Der BVG-Zinssatz legt 
fest, zu welchem Satz die 
Vorsorgeguthaben der 
Versicherten in der 2. Säu-
le mindestens verzinst 
werden müssen. Eine Sen-
kung des Zinssatzes führt 
dazu, dass die Altersgut-
haben der Arbeitnehmer 
weniger stark wachsen.  
 
 

AHV-Reform 
 
Der Bundesrat hat die vom 
Parlament in der Sommer-
session 2011 verabschie-
dete Revision des AHV-
Gesetzes und die entspre-
chenden Verordnungsän-
derungen auf den 1. Janu-
ar 2012 in Kraft gesetzt.  
Die Neuregelungen betref-

fen primär den Bereich der 
Beiträge und die techni-
sche Durchführung der 
Versicherung von be-
stimmten Personengrup-
pen. Relevant sind dabei 
folgende Massnahmen: 
 
• Versicherte, die in der 

Schweiz arbeiten, aber 
nicht für einen in der 
Schweiz domilizierten 
Arbeitgeber tätig sind, 
waren bis jetzt privile-
giert. Sie konnten ihre 
Beiträge wie Selbstän-
digerwerbende bezah-
len und somit von der 
sinkenden Beitragsskala 
profitieren. Neu gelten 
für sie die gleichen Bei-
tragssätze wie für die 
anderen Arbeitnehmen-
den. 

• Der Höchstbetrag für 
Nichterwerbstätige, der 
seit 1975 Fr. 8'400 pro 
Jahr beträgt, wird neu 
auf das 50-fache des 
Mindestbetrags limi-
tiert, was zurzeit Fr. 
19'350 ergibt. Da der 
Mindestbeitrag in der 
Vergangenheit regel-
mässig angepasst wur-
de, der Maximalbetrag 
aber nicht, hatte sich 
das Verhältnis der bei-
den Eckwerte verscho-
ben. Den Höchstbeitrag 
bezahlen Personen, de-
ren Vermögen - unter 
Einschluss der kapitali-
sierten Rentenleistun-
gen - bei Fr. 8.3 Mio 
oder darüber liegt.  

• Die Durchführung der 

AHV wird dadurch er-
leichtert, dass neu alle 
Frühpensionierten bei 
der bisherigen Aus-
gleichskasse ange-
schlossen bleiben, und 
nicht mehr zur kantona-
len Ausgleichskasse 
wechseln müssen, wie 
es heute vorkommen 
kann.  

 
Die erste Etappe der lau-
fenden AHV-Reform ist 
damit abgeschlossen.  
 
 

 
 
 

Verlängerung der 
Bezugsdauer für 
Kurzarbeits-
entschädigung 
 
Der Bundesrat hat ent-
schieden, die Höchstdauer 
zum Bezug von Kurzar-
beitsentschädigung per 1. 
Januar 2012 von 12 auf 18 
Monate zu erhöhen sowie 
die verkürzte Karenzfrist 
beizubehalten. Im schwie-

Dezember 2011 ���� 



rigen Umfeld des starken 
Schweizer Frankens soll 
die verlängerte Bezugs-
dauer den Unternehmen 
zu einer grösseren Pla-
nungssicherheit verhelfen. 
Die Verordnungsänderung 
wird auf den 1. Januar 
2012 in Kraft gesetzt und 
gilt bis am 31. Dezember 
2013. ���� 
 
 

Konventionalstrafe 
von Fr. 100'000 bei 
Konkurrenzverbot 
durchsetzbar 
 
Das Bundesgericht hatte 
über einen Fall zu ent-
scheiden, bei dem auf 
Grund eines vertraglich 
vereinbarten Konkurrenz-
verbots eine Konventional-
strafe von Fr. 100'000 
eingeklagt wurde. Das Ge-
richt hatte dabei die An-
gemessenheit bzw. Höhe 
der Strafe zu beurteilen. 
In diesem Fall ging es um 
einen Unternehmensbera-
ter in Personalfragen, der 
sich nach einer Anstellung 
selbständig gemacht hat-
te. Die Konventionalstrafe 
von Fr. 100'000 entsprach 
ungefähr der Höhe von 
acht Monatslöhnen und 
dem Betrag, den der Bera-
ter bei seiner früheren Ar-
beitgeberin in drei Mo-
naten erwirtschaftete. Das 
Bundesgericht hat die 
Konventionalstrafe nicht 
als übermässig beurteilt 
und entsprechend gutge-
heissen. (Quelle: BGE 

4A_107/2 vom 25.8.2011) 
���� 

 

 

Papierloser Schuld-
brief ab 2012 
 
Mit den Änderungen im 
Immobiliarsachenrecht per 
1.1.2012 gibt es nur noch 
zwei Grundpfandrechtsar-
ten: den Schuldbrief und 
die Grundpfandverschrei-
bung, wobei der Schuld-
brief entweder (wie bis-
her) als Papier-Schuldbrief 
oder (neu) als Register-
Schuldbrief ausgestaltet 
werden kann. Die Gült 
wird als Grundpfand-
rechtsart aufgehoben. 

Beim Register-Schuldbrief 
wird kein Wertpapier mehr 
ausgestellt. Er wird auf 
den Namen des Gläubigers 
oder des Grundeigentü-
mers (Eigentümer-Schuld-
brief) ausgestellt (neuArt. 
857 Abs. 2 ZGB). Massge-
bend für das Gläubiger-
recht ist der Eintrag im 
Grundbuch. Die Übertra-
gung des Register-
Schuldbriefs erfolgt durch 
Eintragung des neuen 
Gläubigers auf Grund einer 
schriftlichen Erklärung des 
bisherigen Gläubigers.  

Ein bisheriger Papier-
Schuldbrief kann beim 
Grundbuchamt auf schrift-
liches Gesuch des Schuld-
brief-Berechtigten in ei-
nem Register-Schuldbrief 
umgewandelt werden, wo-
bei der Schuldbrief zur 
Entkräftung vorgelegt 
werden muss.  

Neu ist auch, dass die 
Grundbuchämter künftig 
bedeutungslos gewordene 
Einträge im Grundbuch 
löschen und gewisse Tat-
bestände wie Eigentums-
beschränkungen eintragen 
können. So soll die Publizi-
tätsfunktion des Grund-
buchs verbessert werden. 
 

 
 
 

Änderungen im 
Bauhandwerker-
pfandrecht  
 
Mit der Teilrevision des 
Sachenrechts per 1.1.2012 
wurde auch eine Erweite-
rung des Bauhandwerker-
pfandrechts zu Lasten der 
Grundeigentümer be-
schlossen.  
 
Neu umfasst das Bau-
handwerkerpfandrecht 
auch Arbeiten, die durch 
den Mieter oder Pächter 
angeordnet wurden, sofern 
für diese Arbeiten die 
mündliche oder schriftliche 
Zustimmung des Grundei-
gentümers vorliegt.  
 
Die neue Regelung sieht 
weiter vor, dass nicht nur 
Anspruch auf Errichtung 
eines gesetzlichen Pfand-
rechts hat, wer "zu Bauten 
oder zu anderen Werken 
auf einem Grundstück Ma-
terial und Arbeit oder Ar-
beit allein" geliefert hat, 
sondern auch, wer "zu 
Abbrucharbeiten, zum 
Gerüstbau, zur Baugru-
bensicherung oder der-
gleichen Material und Ar-
beit oder Arbeit allein ge-
leistet hat".  
 
Zudem wurde die Eintra-
gungsfrist des Bau-
pfandrechts von drei 
auf vier Monate verlän-
gert, um dem Zeitbedarf 
der Handwerker Rechnung 
zu tragen. Es bleibt jedoch 
dabei, dass die Eintragung 
im Grundbuch bis zum Ab-



lauf der Frist zu erfolgen 
hat, was auch voraussetzt, 
dass die Pfandsumme bis 
dahin gerichtlich festge-
stellt oder vom Grundei-
gentümer anerkannt sein 
muss.  
 
 

"Schnuppern" auch 
ohne Arbeits-
bewilligung erlaubt 
 
Der Geschäftsführer eines 
Zürcher Restaurants hat 
einen Asylbewerber ohne 
Bewilligung während drei 
Stunden, d.h. zweimal 
über Mittag während 90 
Minuten probeweise und 
unentgeltlich arbeiten las-
sen, um seine Eignung zu 
testen.  

Die Zürcher Staats-
anwaltschaft wollte den 
Geschäftsführer deshalb 
wegen Beschäftigung ei-
nes Ausländers ohne Be-
willigung verurteilt wissen, 
hatte vor Obergericht aber 
keinen Erfolg damit. 

Das Bundesgericht hat auf 
Beschwerde der Ober-
staatsanwaltschaft nun 
ebenfalls entschieden, 
dass sich der Leiter des 
Lokals nicht strafbar ge-
macht hat. Die Richter in 
Lausanne erinnern daran, 
dass ein Arbeitgeber erst 
zum Zeitpunkt des Stel-
lenantritts und nach er-
folgtem Vertragsabschluss 
abklären muss, ob die be-
troffene Person auch über 
die erforderliche Arbeits-
bewilligung verfügt. Dazu 
sei bei der zuständigen 
Stelle der Arbeitsvertrag 
einzureichen. Daraus er-
gebe sich, dass die blosse 
Bewerbung oder eben die 
Teilnahme am Rekrutie-
rungsprozess mit einem 
kurzen probeweisen Ein-
satz noch nicht von einer 

Bewilligung abhängig sein 
könne. (Quelle: 6B_277/ 
2011 vom 3.11.2011) ���� 

 
 

Familienzulagen für 
Selbständig-
erwerbende 
 
Ab dem 1. Januar 2013 
haben Selbständigerwer-
bende in der gesamten 
Schweiz ein Anrecht auf 
die national festgelegten 
Mindestbeiträge der Fami-
lienzulagen. Gleichzeitig 
müssen sie aber zu deren 
Finanzierung beitragen. 
Der Bundesrat hat die ent-
sprechende Familienzula-
genverordnung angepasst. 
Bis zum Inkrafttreten die-
ser Revision müssen alle 
Selbständigerwerbenden 
einer Familienaus-
gleichskasse angeschlos-
sen sein. Ab dem 1. Janu-
ar 2013 müssen sie Bei-
träge auf ihrem Erwerbs-
einkommen bezahlen und 
haben Anspruch auf die 
gleichen Familienzulagen 
wie Arbeitnehmende; min-
destens 200 Franken Kin-
derzulagen bzw. 250 Fran-
ken Ausbildungszulagen 
pro Kind und Monat). Je 
nach Kanton sind die Leis-
tungen höher und es wer-
den auch Geburts- und 
Adoptionszulagen ausge-
richtet. 

Unabhängig davon hat der 
Bundesrat zwei weitere 
Anpassungen vorgenom-
men:  

Bereits ab dem 1. Januar 
2012 werden die Ausbil-
dungszulagen auch bei 
längeren Ausbildungen 
der Kinder und Jugend-
lichen im Ausland aus-
gerichtet, was bisher nur 
während des ersten Jahres 
im Ausland der Fall war. 
Ferner werden Mitar-

beitende ab dem 1. Januar 
2012 bei einem unbezahl-
ten Urlaub von bis zu drei 
Monaten weiterhin An-
recht auf Familienzulagen 
haben. ���� 
 
 

 
 
 

Vorsicht bei fiktiver 
Rohbaumiete 
 
Bei der Rohbaumiete über-
lässt der Vermieter dem 
Mieter das Mietobjekt in 
nicht ausgebautem Zu-
stand. Das Mietobjekt 
weist bei der Rohbaumiete 
typischerweise nur die un-
verputzten Wände, Beton-
böden und -decken sowie 
Infrastrukturanschlüsse 
auf. Dem Mieter wird der 
Um- und Ausbau und die 
Pflicht zum Unterhalt der 
Räume übertragen. 

Übernimmt der Mieter die-
se Aufgaben, die laut Ge-
setz eigentlich der Vermie-
ter zu tragen hat, so muss 
der Mieter dafür entschä-
digt werden. Dies kann 
etwa mit einem reduzier-
tem Mietzins oder einem 
Beitrag des Vermieters an 
die Ausbaukosten gesche-
hen. Ohne einen solchen 
Ausgleich ist die Roh-
baumiete unzulässig. 
Der Mieter kann in einem 
solchen Fall zu viel be-
zahlte Miete und Unter-
haltskosten zurückfordern. 

Neu versuchen einige Ver-
mieter einen normalen 
Mietvertrag in einen Roh-
baumietvertrag umzuän-
dern. Dabei wird das aus-



gebaute Mietobjekt als „im 
Rohbauzustand“ bezeich-
net. So löst der Vermieter 
Mehrkosten zulasten des 
Mieters aus, denn dieser 
wäre jetzt für Unterhalt 
und Reparaturen an den 
Einrichtungen verantwort-
lich.  

Aus diesem Grund sollten 
Wechsel auf Rohbaumiet-
verträge abgelehnt und 
bereits akzeptierte Wech-
sel angefochten werden. 
Echte Rohbaumieten soll-
ten nur dann in Betracht 
gezogen werden, wenn die 
für den Geschäftsmieter 
verbundenen zusätzlichen 
Risiken für Zusatzinvestiti-
onen und Unterhalt adä-
quat kompensiert werden.  
 
 

Eigentumswechsel 
unter Ehegatten, 
Grundstückge-
winnsteuer; Steu-
eraufschub  
 
Wenn ein Ehegatte beim 
Erwerb und Neubau eines 
Grundstücks (Art. 655 
Abs. 2 ZGB) vom anderen 
Ehegatten unentgeltlich fi-
nanziell unterstützt wurde 
und er diesen für seine 
„Hilfe“ mit der Hälfte des 
Miteigentums abfindet, 
liegt gemäss Bundesge-
richt ein „Eigentums-
wechsel unter Ehegatten“ 
im Sinne von Art. 12 Abs. 
3 Steuerharmonisierungs-
gesetz vor. In diesem Fall 
begründet die hälftige 
Übertragung des Grund-
stücks zu Miteigentum 
keine Steuerpflicht 
(Grundstücksgewinnsteu-
er), sondern gewährt ei-
nen Steueraufschub. 

Das Bundesgericht ent-
schied so, auch wenn kei-
ne Auflösung der Ehege-
meinschaft vorlag und 

auch kein Güterstands-
wechsel vorgenommen 
wurde. Das Gericht be-
gründete den Entscheid 
damit, dass durch diesen 
Eigentumswechsel ledig-
lich die finanzielle Situa-
tion der Ehegatten berei-
nigt wurde und diese Be-
reinigung nicht durch 
steuerliche Zugriffe er-
schwert werden solle. Da 
beide Ehegatten im Übri-
gen gemäss Art. 12 Abs. 3 
lit. b StHG zugestimmt 
hätten, stehe der Gewäh-
rung des Steueraufschubs 
nichts im Wege. (Quelle: 
BGE 2C_695/2010 vom 

4.4.11) ���� 
 
 

 
 
 

Feiertage und Kurz-
absenzen klar re-
geln 
 
Von Kanton zu Kanton und 
zwischen Gemeinden un-
terscheiden sich die ge-
setzlichen Feiertage. Dies 
kann zu Unklarheiten füh-
ren, vor allem dann, wenn 
das Unternehmen Ge-
schäftsstellen in verschie-
denen Kantonen unterhält. 

Gesamtschweizerisch gilt 
der 1. August als ge-
setzlicher Feiertag. Hin-
zu kommen pro Kanton 
acht weitere Feiertage. 

Rechtlich sind diese neun 
Feiertage den Sonntagen 
gleichgestellt. Fallen sie 
auf einen Arbeitstag gelten 
sie als bezahlter Feier-
tag. Zudem unterliegen 
sie den Bestimmungen 
über die Sonntagsarbeit. 
Dies gilt auch für allfällige 
weitere kantonale, regio-
nale oder kommunale Fei-
ertage. 

Ist die Zahl der gesetz-
lichen Feiertage in einem 
Gesamtarbeitsvertrag limi-
tiert, so müssen zusätz-
liche Feiertage durch die 
Erhöhung der täglichen 
Sollarbeitszeit oder durch 
Lohnabzüge kompensiert 
werden. 

Fällt ein Feiertag auf einen 
arbeitsfreien Tag muss 
dieser vom Arbeitgeber 
nicht entschädigt werden. 
Dies betrifft insbesondere 
Teilzeitmitarbeitende oder 
Mitarbeitende auf Abruf. 
Mitarbeitende, die also 
nicht Vollzeit arbeiten, 
sind lohnmässig leicht be-
nachteiligt. Aus arbeits-
rechtlicher Sicht ist dieses 
Vorgehen aber korrekt. 

Der Arbeitgeber muss dem 
Arbeitnehmer für gewisse 
Ereignisse und Erledigun-
gen (Hochzeiten, Gebur-
ten, Todesfälle, Stellen-
suche, Wohnungsumzug) 
Zeit zur Verfügung stellen. 
Das Arbeitsrecht legt je-
doch nicht fest, wie lange 
die Kurzabsenzen dauern. 
Das Gesetz spricht nur von 
der Gewährung "üblicher 
freier Stunden und Tage". 
Diese Ungenauigkeit hat 
deshalb die meisten Unter-
nehmen veranlasst, die 
Dauer der Kurzabsenzen in 
ihren Personalreglementen 
oder direkt im Arbeits-
vertrag eindeutig zu re-
geln. Dieses Vorgehen 
empfiehlt sich, damit alle 



Mitarbeitenden gleich be-
handelt und Diskussionen 
mit dem Gesuchsteller 
vermieden werden. ���� 
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